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Der Bundessprecherrat der Kom-
munistischen Plattform der Partei 
Die Linke (KPF) veröffentlichte 
am Montag abend unter der Über-
schrift »Einheit der Partei gewähr-
leisten« erste Überlegungen zum 
Leipziger Parteitag. Ein Auszug:
Der Leipziger Parteitag war einer 
der verschiedensten Widersprüche. 
Besonders wichtig in diesem Zu-
sammenhang sind uns folgende erste 
Überlegungen:

1. Von der großen Mehrheit der 
Partei wird der schwelende, viel-
schichtige Konflikt zwischen Partei- 
und Fraktionsspitze abgelehnt und 
als den Zusammenhalt der Linken 
elementar gefährdend bewertet. (…) 
Vor allem aber wurde dies durch fol-
genden Vorgang deutlich: Als nach 
der Rede von Sahra Wagenknecht am 
Sonntag mittag, die in vielem glän-
zend war, aber deren Aussagen zu 
einer Sammlungsbewegung und zu 
bestimmten Fragen der Migrations-
politik auch wir nicht kritiklos sehen, 
drei als Nachfragen bezeichnete mas-
sive Angriffe auf Sahra folgten (Sa-
bine Leidig, MdB, Elke Breitenbach, 
Berliner Sozialsenatorin, und Sascha 
Stanicic, Antikapitalistische Linke/
Sozialistische Alternative) – beson-

ders von Elke Breitenbach in aggres-
sivster Art vorgetragen –, heizte sich 
die Stimmung im Saal in einer Weise 
auf, die den Parteitag zu zerreißen 
drohte. (…) Eine große Mehrheit der 
Rednerinnen und Redner erinnerte an 
unsere tatsächliche Verantwortung, 
brachte damit wieder Sachlichkeit auf 
den Parteitag zurück. (…) Es ist also 
noch einmal halbwegs gutgegangen. 
Doch wir stehen auf dünnem Eis.

2. (…) Die Linke war und ist all 
jenen ein Dorn im Auge, denen die 
Militarisierung Deutschlands nicht 
schnell genug geht und die sich die 
Bundeswehr – weit mehr als jetzt 
schon – als Global Player wünschen; 
sei es in der NATO, sei es im Rahmen 
der EU. (…) Eine seit Jahr und Tag 
stabile Mehrheit der Bevölkerung 
lehnt Militäreinsätze als Mittel der 
Politik ab. Das hat Folgerungen und 
das soll sich ändern. Deshalb zum 
Beispiel der »Tag der Bundeswehr« 
und ähnliche »Werbemaßnahmen«. 
Doch das reicht für einen Stimmungs-
wechsel nicht aus. Die Partei soll 
weg, die der Mehrheitsauffassung in 
puncto Krieg und Frieden eine Stim-
me gibt, vor allem in den Parlamen-
ten. Mit der Geschichtsauffassung 
der Linken können die Herrschenden 

leben. Sie ist ohnehin weitgehend op-
portunistisch. Die sozialen und öko-
logischen Forderungen unserer Par-
tei sind unbequem, aber verkraftbar. 
Dort, wo wir in Landesregierungen 
sind, werden wir mancherorts schon 
als Teil des Establishments wahrge-
nommen. Am meisten an der Linken 
stören ihre friedenspolitischen Prin-
zipien, und es gäbe viele Bellizisten, 
nicht nur im Lande, die höchstzufrie-
den damit wären, zerlegte sich die 
Linke. (…)

5. Für die KPF ergeben sich aus 
dem Leipziger Parteitag folgende 
erste Schlussfolgerungen. Wir wer-
den alles für die Einheit der Partei 
tun. Wir werden nicht nachlassen, für 
den Erhalt der friedenspolitischen 
Grundsätze der Partei zu kämpfen. 
In diesem Kontext werden wir ge-
meinsam mit anderen unsere Bemü-
hungen verstärken, die Notwendig-
keit vernünftiger Beziehungen zu 
Russland überzeugend darzulegen. 
Der auch von uns mitgetragene An-
trag »Für Entspannungspolitik mit 
Russland-Sanktionen beenden« wur-
de abgelehnt. Das zeugt vermutlich 
von der Wirkung der unerträglichen 
Russland-Hetze, die hierzulande seit 
Jahren wieder betrieben wird. (…)

Sie wurden in die Kohlekom-
mission der Bundesregie-
rung berufen. Aufgabe der 

31 Mitglieder ist es, den Struktur-
wandel zu gestalten – auch um den 
umkämpften Hambacher Wald 
herum, wo der Konzern RWE den 
Kohletagebau ausweitet. Ist der 
Ausstieg so zu beschleunigen?

Um das zu erreichen, bin ich dabei. 
Der genaue Titel des Gremiums lautet: 
»Kommission für Wachstum, Struktur-
wandel und Beschäftigung«. Dieser 
Schwerpunkt ärgert uns: Wenn hier die 
Rede von einem sozialverträglichen 
Kohleausstieg war – seitens RWE, der 
Regierungskoalition sowie der Gewerk-
schaften –, ging es stets vorrangig um 
die Interessen der Konzernbeschäftig-
ten. Sicher sind die auch wichtig. Ich 
will aber über das vernachlässigte Leid 
der Anwohnerinnen und Anwohner spre-
chen. Für die Betroffenen in der Region 
um den Tagebau Hambach herum for-
dere ich: Im Hambacher Wald darf kein 
Baum mehr gefällt werden. Ich vertrete 
zudem Bewohnerinnen und Bewohner 
im Umfeld des Tagebaus Garzweiler, die 
RWE aus ihren Häusern vertreiben will. 
Mehr als 120.000 Menschen wurden in 
Deutschland bereits durch den Braun-
kohletagebau ihres Zuhauses beraubt. 
Noch immer sollen rund 30 Dörfer und 
Ortsteile für eine schmutzige Uralt-
technologie zerstört werden. Weil ein 
Netzwerk kohlekritischer Initiativen aus 
dem Rheinland, der Lausitz und Mittel-
deutschland die Bundesregierung auf-
gefordert hat, Vertreter der Betroffenen 
in die Kommission zu berufen, sind nun 
Hannelore Wodtke für die Lausitz und 
ich für das Rheinland dabei.

Sie haben vor mehr als zehn Jah-
ren den Verein »Buirer für Buir« 
mitgegründet, nachdem die Auto-

bahn A4 tagebaubedingt an den 
Ortsrand ihres Heimatdorfes 
verlegt werden sollte. Was ist Ihr 
Anliegen?

Uns empört, dass wir bei den sozialen 
Fragen des Kohleausstiegs kein Gehör 
finden. Für uns war die Braunkohle-
förderung und -verstromung noch nie 
sozialverträglich. Für den Abbau der 
Braunkohle mussten und müssen viele 
ihren Lebensmittelpunkt und ihr Eigen-
tum aufgeben. Der Verlust von Natur 
und Kultur ist unwiderruflich. Eine 
Drohkulisse aus Enteignung und unsi-
cherer Zukunft zerrüttet Dorfgemein-
schaften.

Über die Tagebaukante hinaus werden 
Anwohner durch gesundheitsschädigen-
den Feinstaub und Lärm ihrer Lebens-
qualität beraubt. In meiner Wohnung 
kann ich kaum mehr das Fenster öffnen; 

Nachbarn können ihre Gärten nicht nut-
zen. Wir möchten uns aber nicht von 
RWE vertreiben lassen. Wir fordern den 
schnellen Kohleausstieg; andere wollen 
die schmutzige Energie dagegen noch 
bis 2045 und darüber hinaus behalten.

Wie gestaltet sich Ihr Widerstand 
bislang?

Wir haben eine Pseudobeteiligung er-
leben müssen: Bei Bürgerbeteiligungs- 
und Anhörungsverfahren sitzt die Be-
zirksregierung in Köln eng verquickt mit 
RWE am Tisch. Gegenüber den Bür-
gern agieren sie von oben herab. Es gibt 
Verflechtungen: E-Mail-Adressen mit 
Vor- und Nachnamen von Politikern des 
Kerpener Stadtrates enden auf RWE.
com. Gregor Golland, CDU-Landtags-
abgeordneter in Nordrhein-Westfalen, 
stand bei RWE auf der Gehaltsliste.

Die Leitung der Kohlekommis-
sion ist mit drei Befürwortern der 
Technologie besetzt: Es sind die 
Exministerpräsidenten von Bran-
denburg und Sachsen, Matthias 
Platzeck, SPD, und Stanislaw Til-
lich, CDU, sowie Bahn-Vorstand 
Ronald Pofalla, ebenfalls von der 
CDU. Mit der Volkswirtin Barbara 
Praetorius ist nur eine Stimme 
vertreten, der man Interesse am 
Klimaschutz nachsagen kann. Kein 
Vertreter der parlamentarischen 
Opposition ist berufen.

Die Kommission ist einseitig besetzt, 
mit einer Lobby für RWE. Zudem haben 
Vertreter aus der Regierungskoalition, 
der Wirtschaft und Gewerkschaften Re-
ferenten, die ihnen zuarbeiten – wir Be-
troffenenvertreterinnen nicht. Immerhin 
sind Menschen aus Umweltverbänden 
und der Wissenschaft dabei. Ich werde 
allen ohne Vorurteile begegnen. Ziel ist 
aber der Ausstieg.

 Interview: Gitta Düperthal

»Im Hambacher Wald darf kein 
Baum mehr gefällt werden«

Reaktionäres Relikt
Karlsruhe: Streikverbot für Beamte bleibt

Ungewohnte Worte, Töne 
und Gesten waren gestern 
aus Singapur zu verneh-

men. Das erste Zusammentreffen 
der beiden Staatschefs der USA 
und Nordkoreas, Donald Trump 
und Kim Jong Un, in dem südost-
asiatischen Stadtstaat musste all 
jene verblüffen, die da meinten, 
Kim sei »unberechenbar und irre«, 
halt ein »pausbäckiger und lüm-
melhafter Dick-tator«, wie es der 
Kölner Express unlängst schrieb. 
Das Treffen mit ihm, so Trump, sei 
»ehrlich, direkt und produktiv« ge-
wesen. »Wir werden«, versicherte 
der US-Präsident, »eine hervor-
ragende Beziehung haben, daran 
habe ich keine Zweifel«.

Einmal mehr bewahrheitete sich 
das koreanische Sprichwort: »Wer 
auf der Matte schläft, der fällt 
nicht tief.« Es ist den Staatschefs 
beider Koreas, Kim Jong Un und 
Moon Jae In, seit Jahresbeginn tat-
sächlich geglückt, den Machthaber 
im Weißen Haus von seinem impe-
rialen Hochsitz herunterzulocken 
und an den Verhandlungstisch 
zu bringen. In der am Dienstag 
unterzeichneten gemeinsamen Er-
klärung heißt es u. a.: »Präsident 
Trump und der Vorsitzende Kim 
Jong Un nehmen zur Kenntnis, 
dass der Gipfel zwischen den USA 
und der Demokratischen Volks-
republik Korea (DVRK) – der erste 
in der Geschichte – ein epochales 

Ereignis von großer Bedeutung 
war, um die jahrzehntelangen 
Spannungen und Feindseligkeiten 
zwischen den beiden Ländern zu 
überwinden und eine neue Zukunft 
zu eröffnen, und verpflichten sich, 
die Bestimmungen dieses gemein-
samen Abkommens vollständig 
und zügig umzusetzen.«

The Winners are: Moon, Kim 
und Singapurs Premierminister 
Lee Hsien Loong. Letzterem ge-
bührt das Verdienst, den Gipfel 
mit Bravour ausgerichtet zu ha-
ben. Ohne Südkoreas Präsidenten 
Moon, der sich der früheren »Son-
nenscheinpolitik« gegenüber dem 
Norden verpflichtet fühlt, wäre die 
Erklärung von Panmunjom vom 
27. April, die neuerliche und vierte 
innerkoreanische Annäherung 
nach 1972, 1991/92 und 2000, nicht 
zustande gekommen. Und Kim 
hat es qua »nuklearer Lebensver-
sicherung« geschafft, sich – zu-
mindest vorerst – eines imperialen 
Dragoners zu erwehren. Sollte das, 
im Sinne eines verhaltenen Opti-
mismus, dauerhaft Erfolg haben, 
wäre das zweifelsfrei ein Gipfel 
gewesen, der schwerlich zu top-
pen ist. Vielleicht mutiert gar der 
»America First«-Saulus zu einem 
prokoreanischen Paulus.

Rainer Werning ist mit Helga 

Picht Koautor des jüngst in der Edi-

tion Berolina erschienenen Buches 

»Brennpunkt Nordkorea«

Zurück ins vorletzte Jahrhun-
dert. Das scheint das Motto 
des Bundesverfassungs-

gerichts zu sein, das am Dienstag 
wieder einmal das Streikverbot für 
Beamtinnen und Beamte bekräftig-
te. Unter Berufung auf die »herge-
brachten Grundsätze des Berufsbe-
amtentums« wiesen die Karlsruher 
Richter die Verfassungsbeschwerde 
von vier Lehrern ab, die wegen der 
Teilnahme an Warnstreiks diszipli-
narrechtlich belangt worden waren. 
Schließlich gehe das Streikverbot 
»auf eine jedenfalls in der Staatspra-
xis der Weimarer Republik begrün-
dete Traditionslinie zurück«.

Diese »Traditionslinie« ist eine 
zutiefst reaktionäre. 1,7 Millionen 
verbeamteten Beschäftigten wird 
das Grundrecht auf Streik schlicht 
abgesprochen. Die grundgesetzlich 
verbriefte Koalitionsfreiheit wird 
damit für sie de facto ausgehebelt. 
Denn Beamte können zwar Gewerk-
schaften beitreten, mit ihnen aber 
nichts durchsetzen. Am Ende läuft 
das stets auf »kollektives Betteln« 
hinaus, wie es das Bundesarbeits-
gericht einst nannte. Und das soll 
weiterhin für alle Beamten gelten – 
nicht nur für diejenigen mit »hoheit-
lichen Aufgaben«, sondern selbst für 
die 80.000 Beamten bei den börsen-
notierten Konzernen Telekom, Post 
und Postbank.

Während DGB, Verdi und GEW 
das heftig kritisieren, unterstützt der 

DBB Beamtenbund die Entschei-
dung »uneingeschränkt«. Es sagt 
schon viel über den Charakter dieser 
Organisation, dass sie es euphorisch 
begrüßt, wenn ihren eigenen Mit-
gliedern grundlegende Rechte vor-
enthalten werden. DBB-Vize Fried-
helm Schäfer begründete das unter 
anderem so: »Wer die Schulpflicht 
gesetzlich verankert, muss auch da-
für sorgen, dass Unterricht stattfin-
det.« Mit diesem Argument könnte 
man freilich jedem Beschäftigten 
in der öffentlichen Daseinsvorsorge 
das Streikrecht absprechen – und 
vielleicht wird das in nicht allzu fer-
ner Zukunft auch der Fall sein.

Die Entscheidung zeigt vor allem 
eines: Mit juristischen Argumenten 
allein ist den reaktionären Eliten 
dieses Landes nicht beizukommen 
– und seien sie noch so schlüssig. 
Dass die 200.000 angestellten Lehr-
kräfte streiken dürfen, die 600.000 
verbeamteten aber nicht, entbehrt 
jeder Logik. Und dass Bund und 
Länder das »besondere gegenseitige 
Dienst- und Treueverhältnis« durch 
die willkürliche Abkopplung der 
Besoldung von der Tarifentwicklung 
und die Verlängerung der Arbeits-
zeiten selbst untergraben, zählt 
offenbar ebensowenig. Das undemo-
kratische Relikt des Streikverbots 
für Beamte wird daher wohl erst 
dann fallen, wenn es von den Be-
troffenen und ihren Gewerkschaften 
massenhaft ignoriert wird.

Daniel Behruzi

Ende Juni soll die Kohlekommission der Regierung ihre Arbeit 
aufnehmen. Ein Gespräch mit Antje Grothus

Von

Antje Grothus lebt in Buir, nahe am 
Braunkohletagebau Hambach. Bei 

den Weltklimaverhandlungen in Bonn 
2017 zeichnete die Hilfsorganisation 

CARE sie als »Klimaheldin« aus

Abgeschrieben

Kims Kür
USA-Nordkorea-Gipfel in Singapur
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